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Antrag 

der Abgeordneten Georg Rosenthal, Hans-Ulrich 
Pfaffmann, Inge Aures, Diana Stachowitz, Kathi 
Petersen, Susann Biedefeld SPD 

Mögliche Folgen eines EU-Austritts von Großbri-
tannien für Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Ausschuss 
für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regio-
nale Beziehungen nach dem Beispiel der Mitteilung 
des baden-württembergischen Ministeriums der Justiz 
und für Europa (Drs. 16/1639 vom 16. Februar 2017) 
umfassend über mögliche Folgen des eingeleiteten 
EU-Austritts Großbritanniens für den Freistaat und 
seine Bevölkerung zu berichten. 

Dabei wird insbesondere um die Berücksichtigung 
folgender Bereiche gebeten: 

1. Wirtschaft und Finanzen (gesamtwirtschaftliche 
Folgen, Handel / Im- und Export, Beitrag zum EU-
Haushalt, Vermögens- und Finanzmärkte, Land-
wirtschaft, Forst- und Holzwirtschaft, Medienförde-
rung etc.), 

2. Wissenschaft und Forschung (Wissenschaftskoo-
peration, Forschungsförderung, Mobilität von Wis-
senschaftlern und Studierenden, Studierenden-
austausch, Hochschulgebühren), 

3. Schulische Bildung (Bildungszusammenarbeit, Pä-
dagogischer Austauschdienst / Fremdsprachenas-
sistenten, Berufliche Bildung, Schüleraustausch, 
Schulpartnerschaften, Lehreraustausch, Anerken-
nung schulischer Leistungen und Abschlüsse etc.), 

4. EU-Kohäsionspolitik (Auswirkungen auf ESF
1
, 

ELER
2
 etc.), 

5. Mehrjähriger EU-Finanzrahmen und Auswirkun-
gen auf die nächste Förderperiode, 

                                                           
1
 ESF = Europäischer Sozialfonds 

2
 ELLER = Europäischer Landwirtschaftsfonds für die 

Entwicklung des ländlichen Raums 

6. Gemeinsame Agrarpolitik (GAP), 

7. Kommunales Bürger- und Wahlrecht, 

8. Statusdienstrechtliche Folgen (Beamte), 

9. Personenstandswesen, 

10. Datenschutz, 

11. Polizeiliche Zusammenarbeit, 

12. Freizügigkeitsrecht, 

13. Gesundheit und Soziales (Systeme der sozialen Si-
cherheit, Krankenversicherung, Anerkennung aus-
ländischer Abschlüsse und Qualifikationen, Mobili-
tät in Pflege- und Gesundheitsberufen etc.), 

14. Umwelt-, Klima-, Energie- und Naturschutzpolitik, 

15. Rechtshilfe und justizielle Zusammenarbeit. 

 

 

Begründung: 

Die kürzlich offiziell eingeleiteten Verhandlungen über 
den Austritt Großbritanniens aus der Europäischen 
Union („Brexit“) haben weitreichende Folgen für alle 
Beteiligten und werfen insbesondere auch für ein in-
ternational so stark vernetztes und exportstarkes Bun-
desland wie Bayern eine Vielzahl politischer, wirt-
schaftlicher, rechtlicher und praktischer Fragen auf. 

Eine frühzeitige fundierte Analyse länderrelevanter 
Problemfelder und möglicher Folgen eines Brexits ist 
unerlässlich, um die Anliegen des Freistaates und sei-
ner Bevölkerung bei den Beratungen zur Festlegung 
der deutschen Position für die Verhandlungen wirk-
sam geltend machen und sich ggf. auf notwendige ge-
setzgeberische Maßnahmen auf bayerischer und 
bundesdeutscher Ebene vorbereiten zu können. 

Diese Fragen stellen sich somit nicht nur der Exekuti-
ve, sondern auch der Legislative und darüber hinaus 
weiten Kreisen der Bevölkerung Bayerns. 

 

 



 

17. Wahlperiode 31.05.2017 Drucksache 17/17723 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter 
www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur 
Verfügung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie 
regionale Beziehungen 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, 
Hans-Ulrich Pfaffmann, Inge Aures u.a. SPD 
Drs. 17/16612 

Mögliche Folgen eines EU-Austritts von Großbritannien für Bay-
ern 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung mit der Maßgabe, dass im ersten Satz das Wort „im“ 
durch das Wort „dem“ ersetzt wird. 

Berichterstatter: Georg Rosenthal 
Mitberichterstatter: Dr. Franz Rieger 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten sowie regionale Beziehungen federführend zu-
gewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 58.  
Sitzung am 9. Mai 2017 beraten und e i n s t im m i g  mit der in  
I. enthaltenen Änderung Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 157. Sitzung am 31. Mai 2017 mitberaten und 
e i n s t im m i g  der Beschlussempfehlung des federführenden 
Ausschusses zugestimmt. 

Dr. Franz Rieger 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sit-
zung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Georg Rosenthal, Hans-
Ulrich Pfaffmann, Inge Aures, Diana Stachowitz, 
Kathi Petersen, Susann Biedefeld SPD 

Drs. 17/16612, 17/17723 

Mögliche Folgen eines EU-Austritts von Großbri-
tannien für Bayern 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Aus-
schuss für Bundes- und Europaangelegenheiten so-
wie regionale Beziehungen nach dem Beispiel der 
Mitteilung des baden-württembergischen Ministeriums 
der Justiz und für Europa (Drs. 16/1639 vom 
16. Februar 2017) umfassend über mögliche Folgen 
des eingeleiteten EU-Austritts Großbritanniens für den 
Freistaat und seine Bevölkerung zu berichten. 

Dabei wird insbesondere um die Berücksichtigung 
folgender Bereiche gebeten: 

1. Wirtschaft und Finanzen (gesamtwirtschaftliche 
Folgen, Handel/Im- und Export, Beitrag zum EU-
Haushalt, Vermögens- und Finanzmärkte, Land-
wirtschaft, Forst- und Holzwirtschaft, Medienförde-
rung etc.), 

2. Wissenschaft und Forschung (Wissenschaftskoo-
peration, Forschungsförderung, Mobilität von Wis-
senschaftlern und Studierenden, Studierenden-
austausch, Hochschulgebühren), 

3. Schulische Bildung (Bildungszusammenarbeit, Pä-
dagogischer Austauschdienst/Fremdsprachenas-
sistenten, Berufliche Bildung, Schüleraustausch, 
Schulpartnerschaften, Lehreraustausch, Anerken-
nung schulischer Leistungen und Abschlüsse etc.), 

4. EU-Kohäsionspolitik (Auswirkungen auf ESF
1
, 

ELER
2
 etc.), 

5. Mehrjähriger EU-Finanzrahmen und Auswirkun-
gen auf die nächste Förderperiode, 

6. Gemeinsame Agrarpolitik (GAP), 

7. Kommunales Bürger- und Wahlrecht, 

8. Statusdienstrechtliche Folgen (Beamte), 

9. Personenstandswesen, 

10. Datenschutz, 

11. Polizeiliche Zusammenarbeit, 

12. Freizügigkeitsrecht, 

13. Gesundheit und Soziales (Systeme der sozialen Si-
cherheit, Krankenversicherung, Anerkennung aus-
ländischer Abschlüsse und Qualifikationen, Mobili-
tät in Pflege- und Gesundheitsberufen etc.), 

14. Umwelt-, Klima-, Energie- und Naturschutzpolitik, 

15. Rechtshilfe und justizielle Zusammenarbeit. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 

                                                           
1
 ESF = Europäischer Sozialfonds 

2
 ELLER = Europäischer Landwirtschaftsfonds für die 

Entwicklung des ländlichen Raums 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 2:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen.

(Einzelne Abgeordnete heben die Hand)

– Können wir vielleicht bitte abstimmen? Ich bitte um das Handzeichen. – Danke 

schön. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Keine. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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